
Oberlandesgericht Frankfurt am Main 
 
 
6 U 189/23 
───────────────────── 
14 O 67/22 
Landgericht Darmstadt 

 

Im Namen des Volkes 
Urteil 

 
In dem Rechtsstreit 

Hairfree GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer  
Landswehrstraße 75, 64283 Darmstadt 

 
  - Beklagte und Berufungsklägerin - 
 
Prozessbevollmächtigte: 

 
 
gegen 
 

Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., vertreten durch den Vorstand, 
Paulinenstraße 47, 70178 Stuttgart 

 
  - Klägerin und Berufungsbeklagte - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
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hat das Oberlandesgericht Frankfurt am Main – 6. Zivilsenat – durch den Vorsitzenden 

Richter am Oberlandesgericht , den Richter am Oberlandesgericht 

und die Richterin am Oberlandesgericht  auf die mündliche Verhandlung 

vom 20.03.2025 für Recht erkannt: 

1. Die Berufung der Beklagten gegen das am 09.11.2023 verkündete Ur-

teil des Landgerichts Darmstadt (14 O 67/22) wird mit der Maßgabe 

zurückgewiesen, dass es im Tenor zu I des angefochtenen Urteils statt 

„wird untersagt“ heißt: „wird verurteilt, es zu unterlassen“ (hinsichtlich 

der Abmahnkostenpauschale (Tenor zu IV) hat die Klägerin die Klage 

in der Berufungsverhandlung mit Zustimmung der Beklagten zurückge-

nommen).  

2. Die Kosten des Berufungsverfahrens trägt die Beklagte. 

3. Dieses und das angefochtene Urteil sind ohne Sicherheitsleitung vor-

läufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicher-

heitsleistung in Höhe von 35.000 Euro abwenden, wenn nicht die Klä-

gerin vor der Vollstreckung aus Ziffer I des angefochtenen Urteils Si-

cherheit in Höhe von 20.000 Euro, aus Ziffer III Sicherheit in Höhe von 

5.500 Euro und wegen der Kosten Sicherheit in Höhe von 110 % des 

jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.  

4. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

Gründe 

I. 

Die Klägerin, ein in die beim Bundesamt für Justiz geführten Liste eingetragener Ver-

braucherschutzverband, nimmt die Beklagte wegen Verstoßes gegen eine ihr gegen-

über im Jahr 2009 abgegebene Unterlassungserklärung und unlauterer Werbung auf 

Unterlassung, Zahlung einer Vertragsstrafe und Entrichtung einer Abmahnkostenpau-

schale in Anspruch.  

Ausweislich Anlage K2 (GA 26) gab die Beklagte durch ihre damaligen Rechtsanwälte, 

die , „in Vertretung für die hairfree 
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GmbH“, am 23.10.2009 folgende „Unterlassungsverpflichtungserklärung“ gegenüber 

der Klägerin ab:  

„Die hairfree GmbH, Hermann-Bopp-Straße 16, 55218 Ingelheim am Rhein, 
verpflichtet sich gegenüber der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., 
Paulinenstraße 47, 70178 Stuttgart,  

1. es ab dem 01.12.2009 zu unterlassen, in geschäftlichem Verkehr im Internet 
für eine dauerhafte Haarentfernung" zu werben, ohne zugleich (z.B. in Form 
eines Sternchenzusatzes oder eines Hyperlinks) darauf hinzuweisen, dass 
eine Erfolgsgarantie hinsichtlich der dauerhaften Haarentfernung auch bei 
fachgerechter Durchführung nicht gegeben wird; 

2. für jeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen die Unterlassungs-
verpflichtung nach der Ziffer 1. eine von der Verbraucherzentrale Baden-
Württemberg e.V. nach billigem Ermessen festzusetzende angemessene 
Vertragsstrafe, deren Höhe im Streitfall durch das zuständige Gericht auf 
ihre Billigkeit zu überprüfen ist, an die Verbraucherzentrale Baden-Württem-
berg e.V. zu zahlen, wobei eine Haftung für Erfüllungsgehilfen ausgeschlos-
sen ist. 

Die Unterlassungserklärung steht unter der auflösenden Bedingung, dass die 
zu unterlassene Handlung infolge einer Gesetzesänderung oder Änderung der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung rechtmäßig wird.“  

Die Klägerin nahm diese Erklärung gegenüber der Beklagten nicht ausdrücklich an, 

wies deren damalige Rechtsanwälte mit Anwaltsschreiben vom 22.12.2009 unter Be-

zugnahme auf die Sache „Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e. V. / hairfree 

GmbH wegen UWG-Verstoß“ aber darauf hin, dass die ehemaligem Anwälte der Be-

klagten in vorbezeichneter Sache für ihre Auftraggeberin unter dem 23.10.2009 die 

strafbewehrte Unterlassungserklärung abgegeben hätten; gleichwohl sei eine Zahlung 

der Abmahnpauschale in Höhe von 178,50 Euro durch deren Auftraggeberin nicht er-

folgt. Dieser Betrag werde gerichtlich geltend gemacht, wenn die Prozessbevollmäch-

tigten der Klägerin nicht bis zum 10.10.2009 einen Zahlungseingang auf ihrem Konto 

verzeichnen könnten (vgl. Anlage K10 S. 2, GA 271).  

Jedenfalls im Zeitraum vom 01.08.2022 bis zum 15.08.2022 warb die Beklagte wie aus 

Anlage K3 ersichtlich (GA 18 ff./EA 250 ff.) und nachfolgend ausschnittsweise wieder-

gegeben (teilweise Hervorhebungen durch die Klägerin). Zu den Informationen unter 

„Hinweis*“ auf einer gesonderten Unterseite (Screenshots 5 und 6) gelangte man dabei 

über den verlinkten Reiter am unteren Rand des Internetauftritts der Beklagten (vgl. 

Anlage K3 S. 5; nachfolgend dritter und (vergrößert) vierter Screenshot). Außerdem 

kam man über teilweise im Fließtext vorhandene, verlinkte Sternchen zu diesem Hin-

weis (vgl. etwa das Sternchen im nachfolgenden, zweiten Screenshot nach dem Satz 
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„Schluss mit zupfen, rupfen, wachsen und rasieren dank der dauerhaften Haarentfer-

nung mit Licht*“ sowie im Abschnitt zur „INOS® Lichttechnologie“, Anlage B8, GA 78):  
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Die Klägerin ist der Auffassung, die Werbung der Beklagten verstoße gegen deren Un-

terlassungsverpflichtungserklärung.  

Sie forderte die Beklagte mit Anwaltsschreiben vom 01.08.2022 (Anlage K4, GA 27 ff.). 

unter dem Betreff „Vertragsstrafe und Abmahnung“ unter Bezugnahme auf die Unter-

lassungserklärung erfolglos auf, eine von ihr vorformulierte oder andere, die Wiederho-

lungsgefahr ausräumende, strafbewehrte Unterlassungserklärung abzugeben und bis 

zum 29.08.2022 eine Abmahnkostenpauschale in Höhe von 243,51 Euro brutto zu ent-

richten (204,63 Euro netto).  

Die Klägerin hat erstinstanzlich beantragt,  

I. es der Beklagten zu untersagen, auf ihrer Website gegenüber Verbrau-

chern mit einer „dauerhaften Haarentfernung" zu werben, ohne zugleich 

(z.B. in Form eines Sternchenzusatzes oder eines Hyperlinks) darauf hin-

zuweisen, dass eine Erfolgsgarantie hinsichtlich der dauerhaften Haarent-

fernung auch bei fachgerechter Durchführung nicht gegeben wird, wie ge-

schehen auf der Website www.hairfree.com gemäß Screenshots nach An-

lage K3 (rote Umrahmung nur zur Verdeutlichung der Verletzungshand-

lung); 
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II. der Beklagten für jeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen das 

in Ziffer I. genannte Verbot ein Ordnungsgeld von bis zu 250.000 € (er-

satzweise Ordnungshaft bis zu 6 Wochen) bzw. Ordnungshaft bis zu 

6 Monate anzudrohen; 

III. die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin einen Betrag in Höhe von 

5.500 Euro zzgl. Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basis-

zinssatz seit Rechtshängigkeit zu bezahlen; 

IV. die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin 243,51 € zzgl. Zinsen in Höhe 

von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu 

bezahlen. 

Dem ist die Beklagte entgegengetreten. Sie hat unter anderem mit Nichtwissen bestrit-

ten, dass eine Unterlassungsvereinbarung wie in Anlage K2 zustande gekommen sei, 

da sich eine entsprechende Erklärung nicht bei ihren Unterlagen befindet.  

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des erstinstanzlichen Sach- und Streitstands wird 

gemäß § 540 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZPO auf das angefochtene Urteil Bezug genommen.  

Das Landgericht hat der Klage antragsgemäß stattgegeben (und Zinsen jeweils ab dem 

08.10.2022 zugesprochen). Es hat angenommen, der Klägerin stehe der geltend ge-

machte Unterlassungsanspruch aus § 8 Abs. 3 Nr. 3, Abs. 1 Satz 1, §§ 3, 5 Abs. 1, 

Abs. 2 Nr. 1 UWG zu. Die Werbung der Beklagten mit dem Begriff „dauerhaft“ sei irre-

führend. Der Anspruch auf die geltend gemachte Vertragsstrafe folge aus § 399 

Satz 2 BGB. Zwischen den Parteien sei spätestens durch die konkludente Annahme 

der von der Beklagten abgegebenen Unterlassungsverpflichtungserklärung (An-

lage K3) gemäß § 151 BGB ein Unterlassungsvertrag zustande gekommen. Mit Schrei-

ben vom 26.11.2009 habe die Klägerin unter Bezugnahme auf die abgegebene Erklä-

rung die Zahlung der Abmahnpauschale verlangt. Ihr damaliger Bevollmächtigter habe 

neben der Bestätigung des Eingangs der Unterlassungserklärung auch konkludent de-

ren Inhalt zugestimmt und die Erklärung damit vorbehaltlos angenommen. Das erstma-

lige Bestreiten der Beklagten mit Nichtwissen im Rahmen dieses Rechtsstreits sei ge-

mäß § 138 Abs. 4 ZPO unbeachtlich. Vorgerichtlich habe sie sich nur mit dem aus ihrer 

Sicht nicht gegebenen Verstoß und dem Eintritt der auflösenden Bedingung auseinan-

dergesetzt. Die geforderte Vertragsstrafe sei der Höhe nach (unstreitig) angemessen. 

Der Anspruch auf Zahlung von 243,51 Euro für die berechtigte Abmahnung folge aus 

§ 13 Abs. 3 UWG.  
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Dagegen richtet sich die Berufung der Beklagten, die ihren Klageabweisungsantrag un-

ter Wiederholung und Vertiefung ihres erstinstanzlichen Vortrags weiterverfolgt (vgl. 

ihre Berufungsbegründung vom 16.02.2024 [EA 44 ff.] und den Schriftsatz vom 

12.03.2025 [EA 263 ff.]).  

Den Klageantrag zu IV (Abmahnkostenpauschale nebst Zinsen) hat die Klägerin in der 

Berufungsverhandlung nach gerichtlichem Hinweis darauf, dass eine Abmahnkosten-

pauschale bei anwaltlicher Abmahnung nicht verlangt werden könne, mit Zustimmung 

der Beklagten zurückgenommen. 

Die Beklagte beantragt,   

das Urteil des Landgerichts Darmstadt vom 09.11.2023 – 14 O 67/22 – aufzuhe-

ben und die Klage abzuweisen, hilfsweise, das Urteil aufzuheben und die Sache 

zur erneuten Verhandlung an das Landgericht Darmstadt zurück zu verweisen.  

Die Klägerin beantragt,   

die Berufung zurückzuweisen.  

Sie verteidigt die angefochtene Entscheidung unter Wiederholung und Vertiefung ihres 

Vorbringens in erster Instanz.  

II. 

Die zulässige, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte und begründete Berufung 

der Beklagten hat keinen Erfolg. In Bezug auf die nach der Teilklagerücknahme des 

Klageantrags zu IV noch streitgegenständlichen Klageanträge zu I bis III beruht das 

Urteil des Landgerichts nicht auf einer Rechtsverletzung im Sinne von § 546 ZPO bzw. 

rechtfertigen die nach § 529 ZPO zugrunde zu legenden Tatsachen keine andere Ent-

scheidung (§ 513 ZPO).  

1.  Das Landgericht hat die Beklagte zu Recht zur Unterlassung verurteilt. Der Senat 

hat insofern nur klarstellend im Tenor zu I die Formulierung „wird untersagt“ durch „wird 

verurteilt, es zu unterlassen“ ersetzt.  

Der Anspruch der Klägerin, die Beklagte zu verurteilen, es zu unterlassen, auf ihrer 

Website gegenüber Verbrauchern mit einer „dauerhaften Haarentfernung" zu werben, 

ohne zugleich (z.B. in Form eines Sternchenzusatzes oder eines Hyperlinks) darauf 

hinzuweisen, dass eine Erfolgsgarantie hinsichtlich der dauerhaften Haarentfernung 

auch bei fachgerechter Durchführung nicht gegeben wird, wie geschehen auf der Web-

site www.hairfree.com gemäß Screenshots nach Anlage K3 (rote Umrahmung nur zur 
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Verdeutlichung der Verletzungshandlung), folgt aus dem zwischen den Parteien im Jahr 

2009 zustande gekommenen Unterlassungsvertrag (§ 311 Abs. 1 i.V.m. § 241 

Abs. 1 BGB). Auf den von der Klägerin vorrangig geltend gemachten und vom Landge-

richt angenommenen Wettbewerbsverstoß kommt es nicht an. Ansprüche aus uner-

laubter Handlung – etwa wegen eines wettbewerbswidrigen Verhaltens – und aus Ver-

trag bilden regelmäßig – so auch hier – einen einheitlichen Streitgegenstand (vgl. z.B. 

BGH, Urteil vom 24.01.2013 – I ZR 60/11, GRUR 2013, 397 Rn. 13 – Peek & Cloppen-

burg III). Daher ist das Gericht nicht an die von der Klägerin angegebene Reihenfolge 

(vorrangig Verstöße gegen §§ 5 Abs. 2 Nr. 1, 5a UWG, hilfsweise aus Vertrag, vgl. S. 6 

der Klageschrift, GA 67) gebunden.  

a) In Rechtsprechung und Literatur ist anerkannt, dass ein vertraglicher Unterlas-

sungsanspruch gerichtlich durchgesetzt werden kann, wenn ein Rechtsschutzbedürfnis 

besteht, weil ein Verstoß gegen die Unterlassungspflicht – wie hier – bereits erfolgt oder 

ernstlich zu besorgen ist (vgl. z.B. BGH, Urteil vom 21.01.1999 – I ZR 135/96, NJW 

1999, 1337, 1338 mwN [IV. 2; juris Rn. 41] - Datenbankabgleich; OLG Köln, Urteil vom 

10.09.2021 – 6 U 34/21, juris Rn. 47; OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 23.02.2023 – 

6 U 83/22, juris Rn. 57; Feddersen in Teplitzky/Peifer/Leistner, UWG, 3. Aufl., § 13 

UWG Rn. 185, jeweils mwN). 

b) Nach zutreffender Ansicht des Landgerichts ist zwischen den Parteien bereits im 

Jahr 2009 dadurch ein Unterlassungsvertrag zustande gekommen, dass die Klägerin 

die Unterlassungsverpflichtungserklärung der Beklagten vom 23.10.2009 gemäß 

§§ 145, 151 Satz 1 BGB annahm, ohne dass sie diese Annahme der Beklagten gegen-

über erklären musste.  

aa) Für das Zustandekommen eines Unterlassungsvertrags gelten die allgemeinen 

Vorschriften über Vertragsschlüsse (vgl. z.B. BGH, Urteil vom 12.01.2023 – I ZR 49/22, 

GRUR 2023, 742 Rn. 37 – Unterwerfung durch PDF).  

Für einen solchen Vertrag war nach der Verkehrssitte – zumal im Jahr 2009 vor der 

Rechtsprechungsänderung des Bundesgerichtshofs zur Wiederholungsgefahr bei Zu-

rückweisung einer Unterlassungserklärung – eine ausdrückliche Annahmeerklärung 

nicht zu erwarten (§ 151 Satz 1 BGB; siehe auch BGH, Urteil vom 01.12.2022 – 

I ZR 144/21, GRUR 2023, 255 Rn. 37 – Wegfall der Wiederholungsgefahr III). Nach 

seinerzeitiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs führte allein der Zugang der 

strafbewehrten Unterlassungserklärung zum Wegfall der Wiederholungsgefahr, selbst 

wenn der Gläubiger deren Annahme gegenüber dem Schuldner ablehnte (BGH, GRUR 
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2023, 742 Rn. 33 mwN – Unterwerfung durch PDF). Die Annahme der für den Adres-

saten rechtlich vorteilhaften Erklärung wurde üblicherweise nicht explizit gegenüber 

dem Antragenden erklärt. Zwar bedurfte es einer Annahmeerklärung (der bloße Annah-

mewille reichte nicht), dafür genügte allerdings ein nach außen hervortretendes Verhal-

ten des Angebotsempfängers, aus dem sich sein Annahmewille unzweideutig ergab 

(vgl. z.B. H.-W. Eckert in BeckOK BGB, 73. Edition, Stand: 01.02.2025, § 151 Rn. 3 

mwN).  

(1) Eine solche Willensbetätigung lag hier aus Sicht eines unbeteiligten Dritten be-

reits im Jahr 2009 vor (vgl. insofern z.B. H.-W. Eckert aaO., § 161 Rn. 3).  

Aufgrund der Ausführungen der Rechtsanwälte der Klägerin im Anwaltsschreiben vom 

22.12.2009 ist nach zutreffender Auffassung des Landgerichts davon auszugehen, 

dass die Klägerin die strafbewehrte Unterlassungserklärung angenommen hat(te) 

(§ 286 ZPO). Anderenfalls wäre zu erwarten gewesen, dass die Klägerseite nicht nur 

Zahlung der für das Abmahnschreiben begehrten Abmahnkostenpauschale verlangt, 

sondern auch Ausführungen zur Unterlassungsverpflichtungserklärung macht, hätte sie 

diese so nicht akzeptiert. Die Klägerin hat auch keine Änderungen oder Erweiterungen 

der Unterlassungserklärung gefordert, die ein geändertes Vertragsangebot dargestellt 

hätten, das die Beklagte ihrerseits hätte annehmen müssen (vgl. insofern z.B. BGH, 

GRUR 2023, 742 Rn. 37 – Unterwerfung durch PDF). 

(2) Unabhängig davon ist bei einer auf Abschluss eines Unterlassungsvertrags ge-

richteten Unterwerfungserklärung in der Regel davon auszugehen, dass der Schuldner 

sein Angebot unbefristet abgegeben hat mit der Folge, dass es vom Gläubiger jederzeit 

angenommen werden kann. Die dispositive Vorschrift des § 147 Abs. 2 BGB steht dem 

nicht entgegen (vgl. z.B. BGH; Urteil vom 17.09.2009 – I ZR 217/07, GRUR 2010, 355 

Rn. 21 mwN – Testfundstelle; siehe auch Urteil vom 01.12.2022 – I ZR 144/21, GRUR 

2023, 255 Rn. 37 – Wegfall der Wiederholungsgefahr III).  

Nach diesen Maßstäben hat die Klägerin ihren Annahmewillen spätestens mit dem vor-

gerichtlichen Schreiben vom 01.08.2022 bekundet (Anlage K4, GA 27 ff.). Zu diesem 

Zeitpunkt dürfte der streitgegenständliche Verstoß auf der Internetseite der Beklagten 

noch angedauert haben.  

bb) Nach den zutreffenden Rechtsausführungen des Landgerichts ist auch prozes-

sual unerheblich, dass der Beklagten die Unterlassungsverpflichtungserklärung nicht 

(/mehr) vorliegt, weshalb sie diese mit Nichtwissen bestritten hat. Die Voraussetzungen 

eines zulässigen Bestreitens mit Nichtwissen (§ 138 Abs. 4 ZPO) sind nicht dargetan 
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und nicht erkennbar. Die Unterlassungsverpflichtungserklärung wurde von deren da-

maligen Rechtsanwälten in Vertretung der Beklagten unterzeichnet. Es ist nicht ersicht-

lich, weshalb sich die Beklagte nicht bei ihren Anwälten über die wirksame Abgabe der 

Erklärung – die sie nicht substantiiert bestritten hat – hätte informieren können.  

c) Ob die Unterlassungsvereinbarung fortbesteht, kann letztlich dahingestellt blei-

ben. Denn es besteht zumindest kein Anknüpfungspunkt dafür, dass die Unterlassungs-

verpflichtung der Beklagten bereits während der streitgegenständlichen Zuwiderhand-

lung entfallen wäre.  

aa) Soweit die Vertragspflicht der Beklagten entsprechend deren Erklärung vom 

23.10.2009 unter der auflösenden Bedingung steht, dass die zu unterlassene Handlung 

infolge einer Gesetzesänderung oder Änderung der höchstrichterlichen Rechtspre-

chung rechtmäßig wird, ist diese Bedingung nicht eingetreten. 

bb) Eine wirksame Kündigung des Dauerschuldverhältnisses aus wichtigem Grund 

(§ 314 BGB) – zumal zeitlich vor dem streitgegenständlichen Verstoß – ist nicht darge-

tan und auch nicht erkennbar (vgl. insofern z.B. BGH, Urteil vom 08.05.2014 – 

I ZR 210/12, GRUR 2014, 797 Rn. 24 mwN - fishtailparka).  

d) Die beanstandete Werbung fällt auch in den Schutzbereich der Unterlassungs-

vereinbarung. Insoweit wird auf das angefochtene Urteil verwiesen.  

Die Beklagte hat in der beanstandeten Werbung (Anlage K3) unzweifelhaft gegenüber 

Verbrauchern mit einer „dauerhaften Haarentfernung" geworben, ohne zugleich (etwa 

in Form eines Sternchenzusatzes oder Hyperlinks) darauf hinzuweisen, dass eine Er-

folgsgarantie hinsichtlich der dauerhaften Haarentfernung auch bei fachgerechter 

Durchführung nicht gegeben werde.  

Zwar hat sie unter der Überschrift „Hinweis*“ auf der verlinkten Unterseite mit dem oben 

wiedergegebenen Hinweis zum Ausdruck gebracht haben, dass die Behandlung in Aus-

nahmefällen nicht zum gewünschten Ergebnis der Dauerhaftigkeit führen könne. Dies 

hat aber schon inhaltlich – wegen der auf Ausnahmefälle limitierten Einschränkung – 

nicht ihrer vertraglichen Unterlassungspflicht genügt. Außerdem hat die Beklagte den 

vertraglich geschuldeten Hinweis nicht „zugleich“ – im Sinne von unmittelbar/direkt, je-

denfalls aber deutlich wahrnehmbar in engem räumlichem Zusammenhang – bei der 

jeweiligen Werbung mit einer „dauerhaften“ Haarentfernung erteilt. Entgegen ihrer An-

sicht ist das Wort „zugleich“ bei gebotener objektiver Auslegung (§§ 133, 157 BGB) der 

Unterlassungsverpflichtungserklärung nicht so zu verstehen, dass der Hinweis nur ir-
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gendwo in ihrem Internetauftritt „zugleich“ mit der Werbung vorhanden sein müsste, 

ohne dass es einer räumlichen Nähe zum jeweiligen Werbeslogan bedürfte.  

Der Umstand, dass auch nach dem Satz „Schluss mit rupfen, zupfen, wachsen und 

rasieren dank der dauerhaften Haarentfernung mit Licht*“ und im Abschnitt zur „INOS 

Lichttechnologie“, wie nachfolgend wiedergegeben, verlinkte Sternchen vorhanden wa-

ren, die zu der oben wiedergegebenen Seite mit dem „Hinweis*“ führten, rechtfertigt 

keine andere Bewertung. Abgesehen davon, dass nicht dargetan und auch nicht er-

kennbar ist, dass die Verlinkung des Sternchens für den angesprochenen Adressaten-

kreis ohne weiteres erkennbar gewesen wäre, haben sich die betreffenden Sternchen 

nicht in gebotener räumlicher Nähe zur – wie oben wiedergegeben – andernorts promi-

nent hervorgehobenen Werbung mit einer dauerhaften Haarentfernung befunden. Dies 

gilt insbesondere für die Sternchenhinweise im Abschnitt zur „INOS® Lichttechnologie“, 

wie nachfolgend ausschnittsweise wiedergegeben (vgl. Anlage B8, GA 78; rote Umran-

dungen durch die Beklagte). Diesen lasen sich auch allenfalls technisch interessierte 

Verbraucher, nicht aber der gewöhnliche Durchschnittsadressat, durch:  
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Ohne auf Zusatzinformationen hinführende Sternchen oder eine deutlich erkennbare 

Verlinkung nahmen die angesprochenen Verbraucher die Hinweise nur bei aktivem 

Herunterscrollen, Betätigen des „*Hinweis“-Links am unteren Seitenrand und Lektüre 

des „Hinweis*“ auf der anderen Unterseite zur Kenntnis. Dies wurde der Unterlassungs-

verpflichtung der Beklagten nicht gerecht.  

e) Ein Vertragsanspruch auf Unterlassung setzt keine Wiederholungs- oder Erstbe-

gehungsgefahr voraus (vgl. z.B. BGH, NJW 1999, 1337, 1338 [IV. 2; juris Rn. 41]; OLG 

Köln, Urteil vom 10.09.2021 – 6 U 34/21, juris Rn. 47; Feddersen aaO, § 13 UWG 

Rn. 185 mwN; siehe hingegen BGH, GRUR 2021, 1433 Rn. 103 – Hassredevorwurf, zu 

einem Sekundäranspruch aus § 280 Abs. 1 BGB auf Unterlassung). Selbst wenn dies 

anders zu sehen wäre, bestünde im Streitfall die tatsächliche Vermutung einer Wieder-

holungsgefahr. Diese wäre nicht dadurch widerlegt, dass die Beklagte zeitlich nach der 

Abmahnung Änderungen an ihrem Internetauftritt vorgenommen hat (vgl. insofern S. 7 

f. des Schriftsatzes der Klägerin vom 31.01.2023 [GA 131 f.] i.V.m. Anlagen K7 und K8 

[nach GA 133 ff.]). 

2. Die Androhung der gesetzlichen Ordnungsmittel gemäß dem Klageantrag zu II 

beruht auf § 890 Abs.2 i.V.m. Abs. 1 ZPO. 

3. Nach zutreffender Auffassung des Landgerichts, gegen die die Berufung nichts 

Erhebliches eingewandt hat, steht der Klägerin auch die mit dem Klageantrag zu III gel-

tende gemachte Vertragsstrafe in Höhe von 5.500 Euro nebst der zugesprochenen Pro-

zesszinsen zu.  

Der Anspruch auf die Vertragsstrafe folgt aus § 339 Satz 2 i.V.m. Satz 1 BGB in Ver-

bindung mit der Unterlassungsvereinbarung aus dem Jahr 2009 (dazu, dass Ansprüche 

auf Zahlung einer Vertragsstrafe aus einem Unterlassungsvertrag allein für ab dem Zeit-

punkt des Vertragsschlusses begangene Verstöße geltend gemacht werden können, 

vgl. z.B. BGH, GRUR 2023, 255 Rn. 37 mwN – Wegfall der Wiederholungsgefahr III).  

Das erforderliche Verschulden der Beklagten wird insoweit vermutet. Jedenfalls aber 

hat diese zumindest fahrlässig gegen ihre vertragliche Unterlassungspflicht verstoßen.  

Dafür, dass die Höhe der nach sog. neuem Hamburger Brauch von der Klägerin auf 

5.500 Euro festgesetzte Vertragsstrafe überzogen wäre und daher nicht der Billigkeit 

entspräche (§ 315 Abs.3 BGB), besteht kein Anhaltspunkt.  
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III. 

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf § 97 Abs. 1, §§ 708 Nr. 10, 

713 ZPO. 

IV. 

Die Voraussetzungen für eine Zulassung der Revision liegen nicht vor (§ 543 Abs. 2 

S. 1 ZPO). 
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Beratung urlaubsbedingt an einer  
Signatur gehindert.  
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